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Seit fast einem Jahrzehnt befindet sich die brasilianische Wirtschaft in der Krise. Das einstige
„Schwellenland“ wird von Stagnation, Inflation und Arbeitslosigkeit gebeutelt. Weit über die
offiziellen Zahlen hinaus sind über 50 Millionen Brasilianer:innen ohne Arbeit, weitere mehr als 30
Millionen prekär beschäftigt – für einen großen Teil der brasilianischen Bevölkerung ist das tägliche
Überleben damit zur Hölle geworden.

Diese Situation hat sich durch den teilweisen Zusammenbruch des Gesundheitssystems während der
Pandemie noch verschärft. Nicht nur, dass über 700.000 Menschen im Gefolge von Corona
gestorben sind, haben sich durch die praktisch nicht vorhandene Pandemiepolitik die Arbeitsausfälle
so gehäuft, dass auch wirtschaftlich ein schwerer Einbruch erfolgte. Zu dieser ökonomischen,
sozialen und gesundheitspolitischen Krise kommt die Verschärfung der ökologischen, die neben der
wahnwitzigen Abholzung im Amazonas-Regenwald auch vermehrt zu durch den Klimawandel
bedingten Katastrophen führt. Die soziale Spaltung in Brasilien betrifft auch verstärkt Indigene,
Nicht-Weiße, Frauen und LGTBIAQ+-Menschen, die nicht erst seit der Bolsonaro-Regierung unter
verstärkten Angriffen auf ihre Rechte leiden.

Politische Dauerkrise

Zu dieser Gemengelage gesellt sich seit dem Sturz der letzten PT-Regierung (Partido dos
Trabalhadores; Partei der Arbeiter:innen) die politische Krise. Das mit dem „Übergang“ von der
Militärdiktatur in den 1980er Jahren geschaffene politische System funktioniert nur durch ein
komplexes Geflecht an politischen Parteien, die über mehr oder weniger offene Korruption mit den
unterschiedlichen Kapitalgruppen verbunden sind. Über diese Form der „Kooperation“ wird ihre
Unterstützung für Regierungen vermittelt.

Während des Wirtschaftsaufschwungs der frühen 2000er Jahre war die PT unter Lula in der Lage,
für eine gewisse Zeit die Arbeiter:innenklasse in dieses System einzubinden und somit die sozialen,
ökologischen und politischen Konflikte zu kanalisieren. Weil sie im Gegensatz zu den meisten offen
bürgerlichen Parteien über eine Massenorganisation verfügte, war sie unter Kontrolle einer
reformistischen Führung sogar eine gewisse Stabilitätsgarantin für den brasilianischen
Kapitalismus.

Mit Beginn der Krise zwischen 2012 und 2015 setzte die Bourgeoisie jedoch zunehmend auf den
Bruch mit der PT und eine neoliberale Radikalkur. Der Putsch gegen Dilma ermöglichte unter Temer
„Reformen“ der Arbeitsbeziehungen (weitgehende Informalisierung der Arbeitsverträge),
Austrocknung der öffentlichen Haushalte (Verankerung von Schuldenbremsen in der Verfassung)
und eine Beschleunigung von Privatisierungen. Die Unbeliebtheit Temers und die wachsende
Protestbewegung drohten, 2018 die PT wieder an die Macht zu bringen – worauf die Bourgeoisie auf
die Karte des Rechtspopulismus in Gestalt des bis dahin unbedeutenden Rechtsaußen Jair Bolsonaro
setzte.

Bolsonaro und die Bourgeoisie

Auch wenn die Ideologie Bolsonaros und seine Rhetorik Anklänge an den Faschismus aufweisen, so
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hatte er bei der Wahl keine Massenbewegung und faschistische Milizen in einer Zahl hinter sich, die
notwendig gewesen wäre, um tatsächlich ein faschistisches Regime zu errichten. Auch wenn Kräfte
im bewaffneten Staatsapparat seine rechte Politik unterstützen und auch in der Regierung die Zahl
der Militärs anstieg, so wurde doch in Brasilien keine faschistische Diktatur errichtet, die die
Arbeiter:innenbewegung insgesamt zerschlägt und atomisiert, auch wenn die wachsende Zahl an
repressiven Aktionen und politischen Morden nicht verharmlost werden darf.

Die Regierung Bolsonaro war zudem durch große Widersprüche zwischen den verschiedenen
bürgerlichen Kräften geprägt, die dieses Regime unterstützen. Der Rechtsaußen war nie in der
Lage, diese divergierenden Interessen und Machtzentren zu einer einheitlichen Politik zu formen.
Das Ergebnis war ein absurdes Chaos von halbherzigen Maßnahmen, die ihren Gipfel in der völlig
wirren Coronapolitik fanden. Es ist kein Wunder, dass auch große Teile der Bourgeoisie inzwischen
Bolsonaro nicht mehr als Präsidenten haben wollen. Im Vorlauf zur Präsidentenwahl kam es bei
einschlägigen Meetings von Unternehmer:innen und Vertreter:innen der US-Administration zu
eindeutigen Stellungnahmen gegen eine erneute Präsidentschaft Bolsonaros, die zunächst in der
Suche nach einem/r „dritten“ Kandidat:in mündeten. Als dies scheiterte, kam die PT wieder ins
Spiel.

Nach dem Dilma-Putsch wurde versucht, die PT auszugrenzen, wenn nicht gar zu zerschlagen.
Zentral dabei waren der Prozess und die Inhaftierung von Lula. Als wenn die Korruption nicht im
Zentrum des politischen Systems des Kapitalismus in Brasilien stünde, wurden die PT und allen
voran Lula zu ihrem Zentrum erklärt und ihr dafür stellvertretend der Prozess gemacht („Lava Jato“-
Prozesse, benannt nach der sog. Autowaschaffäre). Doch die PT überlebte und blieb sogar Kern von
Protesten gegen die Temer-Reformen und ihre Fortsetzung unter Bolsonaro.

PT, Lula und Alckmin

Die PT und der von ihr geführte Gewerkschaftsdachverband CUT erwiesen sich auch als wichtig, um
die wachsenden Massenproteste zu kanalisieren und wieder in Richtung Alternativen bei Wahlen zu
lenken. Die Angst vor weiteren Protesten und die Unzufriedenheit mit Bolsonaro führten die
Bourgeoisie wohl dazu, die PT wieder als Teil der Lösung ihrer Probleme zu sehen. Plötzlich wurde
„entdeckt“, dass bei den Prozessen gegen Lula Unregelmäßigkeiten passiert waren. Das oberste
Gericht annullierte seine Verurteilung und stellte seine vollen politischen Rechte wieder her.

Lula begann danach, sofort die Karte des „Anti-Bolsonaro“ zu spielen. Unter dem Motto, dass es vor
allem darauf ankomme, eine weitere Präsidentschaft Bolsonaros zu verhindern, sollte es oberstes
Ziel der PT und ihrer Unterstützer:innen sein, nicht auf die Straße zu gehen, sondern ein „breites
Bündnis“ für die kommende Präsidentschaftswahl zu schmieden. Für dieses fand sich denn auch
einer der wichtigsten Vertreter der brasilianischen Bourgeiosie, Geraldo Alckmin, als „running
mate“ für die Kandidatur zur Präsidentschaft (für die nun die Liste Lula-Alckmin von der PT
unterstützt wird).

Alckmin ist nicht nur einer der prominentesten Politiker der wichtigsten Partei der brasilianischen
Bourgeoisie, der PSDB (auch wenn er formell für die Wahl zu einer kleineren bürgerlichen Partei
übergetreten ist). Er war für diese nicht nur 2006 Präsidentschaftskandidat gegen Lula, sondern
auch langjähriger Gouverneur der wichtigsten Region Brasiliens, Sao Paulo. In Sao Paulo
unterdrückte er nicht nur auf brutale Weise Streiks (wie den großen Lehrerstreik) und
Demonstrationen (wie die gegen Preiserhöhungen im öffentlichen Verkehr), er war auch
Mitverantwortlicher für das „Pinheirinho-Massaker“ bei der Zwangsräumung einer der größten
Favelas in der Region. Alckmin ist nicht nur als Wirtschaftsliberaler bekannt, er bringt auch eine
entsprechende Koalition von Parteien (oder besser gesagt Abgeordneten) in das „breite Bündnis“
ein, die letztlich bei einer Regierung Lula-Alckmin die wesentlichen politischen Linien vorgeben



werden (d. h. ohne die die PT nicht die Spur einer Mehrheit im Kongress haben würde). Zudem
verkörpert Alckmin als Vizepräsident wieder die Möglichkeit, im Ernstfall den Dilma-Putsch diesmal
gegen Lula durchzuführen.

Polarisierung und Putschgefahr

Die Wahl ist klar zwischen Lula/Alckmin und Bolsonaro polarisiert. Andere Kandidat:innen werden
es nicht in den zweiten Wahlgang schaffen, sollte Lula nicht sowieso schon im ersten Wahlgang
gewinnen. Natürlich stellt eine zweite Amtszeit von Bolsonaro eine große Bedrohung dar, da er
inzwischen beachtliches repressives Potenzial angesammelt hat. Er hat seine Stellung im
Staatsapparat und gegenüber den bewaffneten Organen genutzt, um nicht nur dort seine
Anhängerschaft auszubauen, sondern auch große bewaffnete Unterstützerorganisationen
aufzubauen (von pensionierten Militärpolizist:innen, über Jägervereine, bis zu Biker:innen und
bewaffneten Milizen der Agrobosse). Ein Sieg Bolsonaros würde daher sicherlich eine Steigerung
der Repression bedeuten.

Für den wahrscheinlichen Fall einer Wahlniederlage wird jetzt von immer abenteuerlicheren
Putschdrohungen aus dem Bolsonaro-Lager berichtet. Ein solcher Putsch wäre angesichts der
mangelnden Unterstützung durch große Teile der Bourgeoisie und der US-Administration zwar
tatsächlich reines Abenteurertum – ist aber deswegen nicht ausgeschlossen. Gegen diese rechte
Gefahr muss die Arbeiter:innenklasse ihre Einheitsfront aufbauen und sie mit ihren Mitteln
bekämpfen (inklusive dem Aufbau von Selbstverteidigungskräften und eigenen Milizen). Sollte es
tatsächlich zu einem Putsch und einer folgenden Repressionswelle kommen, müsste sofort eine
Massenbewegung bis hin zum Generalstreik diesen sofort zu Fall bringen. Es wäre hier fahrlässig,
auf die „demokratischen“ Teile in Armee, Parteien, Gerichten und Staatsapparat zu setzen (wie jetzt
in den verschiedenen offenen Briefen suggeriert wird). Die Gefahr eines solchen halbfaschistischen
Putsches könnte nur durch entschlossene Massenaktion gestoppt werden. Diese würde zugleich die
Allianz von PT und CUT mit der Bourgeoise massiv unter Druck bringen, weil Alckmin ganz sicher
keine bewaffneten Selbstverteidigungseinheiten der Arbeiter:innenklasse auf der Straße sehen will.

Volksfront und Wahltaktik

Eine Lula/Alckmin-Regierung dagegen würde tatsächlich eine Fortsetzung der Temer’schen
„Reformen“ bedeuten. Auch wenn Lula eine Revision der Arbeitsmarkt- und Haushaltsdekrete
verspricht, ist angesichts seines Bündnisses klar, dass dies höchstens Kosmetik bleiben wird. Dies
betrifft auch die Fortsetzung der Privatisierungspolitik und lässt angesichts der Haushaltslage auch
keine wesentliche Verbesserung der Sozialleistungen für die Millionen von notleidenden
Brasilianer:innen erwarten. Angesichts der zu erwartenden weiteren Verschlimmerung der
wirtschaftlichen und ökologischen Krise wird somit die Enttäuschung über die nächste Lula-
Präsidentschaft sehr schnell einsetzen.

Mit Lula als Präsident werden zugleich die PT und die CUT wachsende Massenproteste noch weiter
zurückzuhalten versuchen. Wenn es dann der Linken nicht gelingt, eine alternative Führung zu
PT/PCdoB aufzubauen, wird der Massenunmut notwendigerweise wiederum den rechtsextremen
Rattenfänger:innen in die Hände spielen (ob mit Bolsonaro, seinen Söhnen oder welchem Clown
auch immer an der Spitze).

Wie Trotzki schon an Hand der Volksfront in Frankreich in den 1930er Jahren nachgewiesen hat,
stellen diese und ihr Elektoralismus samt bürgerlicher Koalitionspolitik die beste Vorbereitung für
die nächste Welle der rechten Mobilisierung bis hin zum Faschismus dar. Für Volksfronten als
solche kann es daher niemals auch nur eine kritische Wahlunterstützung geben. Das trifft aber wie
in Frankreich in den 1930er Jahren natürlich nicht für die Kandidat:innen der reformistischen



Parteien in der Volksfront zu, sofern deren Wahl möglich ist, ohne die offen bürgerlichen gleich
mitzuwählen. Revolutionär:innen können daher nicht für die Liste Lula/Alckmin bei den
Präsidentschaftswahlen stimmen, weil diese nur im Paket ankreuzbar ist. Eine Stimme für
Lula/Alckmin kommt daher unwillkürlich nicht nur einer für Lula, sondern auch für den bürgerlichen
Kandidaten, also die gesamte bürgerliche Koalition, gleich.

Anders verhält es sich mit einzelne Kandidat:innen der PT, aber auch der mit ihr verbündeten PCdoB
oder der PSOL für Sitze im Kongress. Für die Wahl dieser Kandidat:innen fordern wir ihre
Wähler:innen jedoch auf, sie zum Bruch mit der bürgerlichen Koalition, zum Widerstand gegen die
neoliberale Regierungspolitik unter welcher Führung auch immer und zur Unterstützung der
Massenproteste gegen Krise und rechte Gefahr zu zwingen. Wir fordern von PT, PCdoB, PSOL und
CUT, eine Minderheitsregierung gestützt auf die Mobilisierung ihrer Anhänger:innen zu bilden.

Brasilianische Linke

Die brasilianische Linke hat eine intensive Auseinandersetzung mit der Kandidatur Lulas hinter sich.
Ausgehend von den Kampagnen zu seiner Befreiung haben sich nach seiner Entlassung bald
Initiativen zu „Lula Presidente“ gebildet, die das mit Massenprotesten und einer reinen PT-
Kandidatur verbinden wollten (z. B. so die PCO). Tatsächlich war dies auch geeignet, um dann gegen
die sich abzeichnende Lula/Alckmin-Liste Widerstand in der PT und den anderen Parteien
(insbesondere der PSOL) zu entfalten. Dieser fand tatsächlich breite Resonanz, wurde jedoch
letztlich durch die undemokratischen Manöver von Parteiapparat und Lula selbst umgangen und
kaltgestellt.

In der PSOL trat deren bekannteste Führungsfigur, Guilherme Boulos (ihr letzter
Präsidentschaftskandidat und Kandidat als Gouverneur für Sao Paulo), sofort mit Begeisterung für
die Unterstützung der Lula/Alckmin-Koalition ein. Doch in der Partei gab es beträchtlichen
Widerstand, der auch in der Frage der Aufstellung einer eigenen Kandidatur kumulierte. So
argumentierte eine der 25 Tendenzen innerhalb der PSOL, die „Esquerda Marxista“ (in der die
Sektion der IMT aktiv ist), dass es gegen die Volksfront notwendig sei, im ersten Wahlgang eine/n
eigene/n Kandidat:in aufzustellen – um dann im zweiten Wahlgang notwendigerweise gegen
Bolsonaro für Lula/Alckmin, also auch für den offen bürgerlichen Kanidaten, zu stimmen. Die MAIS
(aus der PSTU 2016 wegen deren Weigerung, gegen den Temer-Putsch zu mobilisieren,
ausgeschlossen und heute eine PSOL-Tendenz) argumentierte dagegen, dass die
Massenmobilisierungen zu schwach seien, und daher Lula/Alckmin zu wählen, zur Abwehr der
faschistischen Gefahr nötig wäre. Letztlich wurde der Disput undemokratisch auf einer dazu
eigentlich nicht legitimierten „Delegiertensitzung“ mit 35:25 Stimmen für die Lula-Unterstützung
entschieden.

Als „linke Alternative“ zu Lula/Alckmin kandidiert jetzt vor allem (wie immer) die PSTU im
Zusammenhang des „Revolutionär Sozialistischen Pols“. Die Kandidatinnen für die Liste (darunter
mit Raquel Temembé die einzige indigene Vizepräsidentschaftskandidatin) haben im brasilianischen
Wahlsystem keine Chance. Parteien, die nicht im Kongress vertreten sind, verfügen außerdem über
keinen Zugang zu Medien und TV-Debatten. PCB und PU werden auch unter einem Prozent der
Stimmen bleiben. Doch sind diese Parteien nicht nur ungenügend in der Klasse verankert (auch
wenn die PSTU eine Rolle in den Gewerkschaften spielt), sie sind auch gegenüber den großen
Illusionen der Massen in Lula und PT blind.

Dabei spielt die PT auch aufgrund ihrer Rolle in der CUT eine entscheidende Rolle in der
Organisierung und Kanalisierung aller klassenbasierten Proteste in Brasilien. Damit werden
bestimmte Teile der PT natürlich auch bei Protesten gegen eine Lula/Alckmin-Regierung dabei sein.
Es kann daher nicht nur darum gehen, eine eigenständige, neue Partei aufzubauen (oder wie die
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PSTU sich als solche zu präsentieren), sondern man muss auch Taktiken entwickeln, die Massen von
ihrer bisherigen Führung zu brechen. Daher ist es ein Fehler, solche schlecht verankerten
Eigenkandidaturen (auf letztlich linksreformistischen Programmen) auch noch mit einer
sektiererischen Position gegenüber der Wahl einzelner PT/TCdoB/PSOL-Kandidat:innen für die
Kongresswahlen zu verbinden. Dies trifft auch auf die MRT (brasilianische Sektion der FT) zu, die
zwar eine richtige Kritik an der Lula/Alckmin-Liste (und auch an der falschen „Faschismus“-Analyse
eines großen Teils der linken Lula-Untersützer:innen) übt, aber als Wahlposition nur die Option der
Unterstützung der PSTU sieht – und natürlich der Vorbereitung der Kämpfe nach der Wahl. Die
MRT-Vision der Verbindung aller gegenüber Lula kritischen Kräfte von MRT, PSTU, PCB, PU ist in
diesem Zusammenhang nicht nur unrealistisch, sondern verkennt auch, dass beträchtliche Teile der
Aktivist:innen und Avantgardeelemente, die jetzt mit Bauchschmerzen Lula wählen, entscheidend
sein werden für den Kampf um den Aufbau der Protestbewegung nach der Wahl.

Letzteres mussten wir auch in der Diskussion mit unserer eigenen Sektion erkennen. Auch wenn wir
programmatisch bezüglich der zentralen Forderungen eines revolutionären Aktionsprogramms mit
ihr vollkommen übereinstimmen, gibt es taktische Differenzen. Nachdem der Kampf gegen die
Unterstützung der Lula/Alckmin-Liste in der PT und PSOL verloren war, stellte sie fest, dass ein
überwältigender Teil der Arbeiter:innenavantgarde und der Vertreter:innen sozial Unterdrückter
nunmehr trotz aller Bedenken zur Wahl von Lula/Alckmin entschlossen ist, um Bolsonaro zu
verhindern. Hinzu kommt, dass in der polarisierten Situation die Gefahr eines „faschistischen
Putsches“ in der Linken (vor allem durch die PT) so überzeichnet wird, dass alle, die nicht für
Lula/Alckmin stimmen wollen, sofort als indirekte Unterstützer:innen von Bolsonaro gebrandmarkt
werden.

So richtig die Erkenntnis ist, dass die aktuelle Polarisierung massenhafte Illusionen in die PT
befördert hat und diese große Teile der Klasse wie der Avantgarde organisiert, so begingen unsere
Genoss:innen den Fehler, für eine kritische Unterstützung von Lula-Alckmin einzutreten, auch wenn
sie gleichzeitig vor dem sicheren Verrat einer solchen Regierung warnen und zum Kampf dagegen
aufrufen. Aus den oben genannten Gründen halten wir eine kritische Wahlunterstützung für eine
Volksfront für einen schweren taktischen Fehler. Nachdem sich diese Differenz nicht lösen ließ,
legte die Liga Socialista ihre Mitgliedschaft in der Liga für die Fünfte Internationale als Sektion
nieder. Wir hoffen allerdings, dass sich im Zuge der Auseinandersetzungen nach der Wahl diese
Differenzen wieder lösen lassen, und wir unterhalten weiter geschwisterliche Beziehungen zu den
Genoss:innen. Ungeachtet dieser Differenz unterstützen wir sie jedoch im Kampf gegen rechts und
die schweren Auswirkungen der Krisen in Brasilien. Wir rufen dazu auf, den Kampf der
brasilianischen Arbeiter:innen und Unterdrückten gegen Verelendung und faschistische Gewalt
weltweit vor und nach der Wahl zu unterstützen.
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